
 

 

 

 

 

 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu interkommunalen Zusammen-

arbeit zur Umsetzung des Integrierten Ländlichen Entwicklungskon-

zepts „Herz des Markgräflerlandes“ 

 

 

Auf Grundlage von § 25 Gesetz über kommunale Zusammenarbeit des Landes Baden-Würt-

temberg (GKZ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1974, zuletzt geändert 

durch Art. 6 Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher und anderer Vorschriften vom 

04.04.2023, wird 

zwischen 

der Gemeinde Bad Bellingen, Rheinstraße 25, 79415 Bad Bellingen 

vertreten durch den Bürgermeister Dr. Carsten Vogelpohl 

nachfolgend erledigende Gemeinde genannt  

und den Kommunen 

Gemeinde Schliengen, Wasserschloss Entenstein, 79418 Schliengen 

vertreten durch den Bürgermeister Dr. Christian Renkert 

Stadt Kandern, Waldeckstraße 39, 79400 Kandern 

vertreten durch die Bürgermeisterin Simone Penner 

folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Umsetzung des ILEK „Herz des Markgräfler-

landes“ geschlossen: 

 

Präambel 

Die Stadt Kandern und die Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen haben ein integriertes 

ländliches Entwicklungskonzept (ILEK) erarbeitet. Mit Hilfe des ILEK „Herz des Markgräfler-

landes“ soll es gelingen, die landwirtschaftliche Nutzung zu stärken und gleichzeitig den hohen 

ökologischen Wert der Region zu sichern und zu entwickeln. Dabei sind auch weitere zukunfts-



fähige Konzepte zu entwickeln, mit deren Hilfe die ländliche Infrastruktur, die Rahmenbedin-

gungen für eine konkurrenzfähige Landbewirtschaftung sowie Wohn- und Arbeitsbedingungen 

nachhaltig gesichert und positiv gestaltet werden können. Eine wichtige Rolle dabei spielen 

Natur und Landschaft, die in vielerlei Weise die Grundlage für den (land-)wirtschaftlichen Er-

folg und die Attraktivität der Region bilden. Ebenso soll die Wertschöpfung dieses Wirtschafts-

sektors gesteigert werden. Im ILEK wurden nach einer Situationsanalyse und der Definition 

von Handlungsfeldern konkrete Projektideen entwickelt, die nun konsequent und zügig von 

den ILEK-Kommunen umgesetzt werden sollen. 

 

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 

(1) Die zuvor genannten ILEK-Kommunen setzen sich zum Ziel, die im Bericht vom 11.11.2020 

des ILEK „Herz des Markgräflerlandes“ genannten Leitprojekte umzusetzen. Sie beschließen 

dafür eine interkommunale Kooperation und Zusammenarbeit. Die Gebietsfläche der beteilig-

ten ILEK-Gemeinden stellt den Kooperationsraum dar. 

(2) Die Gemeinde Bad Bellingen nimmt dabei die Aufgabe als erledigende Gemeinde wahr. 

 

§ 2 Aufgaben 

(1) Die erledigende Gemeinde übernimmt unter Beachtung der nachfolgenden Regelungen 

insbesondere folgende Aufgaben: 

(a) Die Beauftragung des Regionalmanagements, 

(b) die Erteilung von Arbeitsaufträgen an das Regionalmanagement, 

(c) die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Lenkungskreises, 

(d) die sonstigen durch Beschluss des Lenkungskreises übertragenden Aufgaben, unter 

anderem die laufenden Verwaltungsangelegenheiten. 

(2) Die erledigende Gemeinde bedient sich zu Durchführung ihrer Aufgaben, wenn möglich, 

des Regionalmanagements. 

(3) Sofern Aufgaben nicht durch das Regionalmanagement übernommen werden können, be-

dient sich die erledigende Gemeinde ihrer kommunalen Bediensteten und Einrichtungen. Die 

Kostenerstattung richtet sich nach § 6 Abs. 3 dieser Vereinbarung. 

(4) Die erledigende Gemeinde ist berechtigt, im Rahmen der gefassten Beschlüsse des Len-

kungskreises, die ILEK-Kommunen gesamtschuldnerisch im Außenverhältnis zu vertreten. In-

soweit sind abgegebene Erklärungen für die ILEK-Kommunen bindend. 

 

§ 3 Lenkungskreis 

(1) Die ILEK-Kommunen bilden unter der Bezeichnung „Lenkungskreis“ einen gemeinsamen 

Ausschuss, bestehend aus den Bürgermeistern der beteiligten Kommunen. Zwei Mitarbeiter 

des Landratsamtes aus den Bereichen Strukturpolitik und Flurneuordnung sind als beratende 



Mitglieder ohne Stimmrecht vertreten. Diese Mitglieder des Lenkungskreises sind ehrenamt-

lich tätig. 

Weiteres beratendes Mitglied des Lenkungskreises ist der Regionalmanager/die Regionalma-

nagerin gem. § 4 Abs. 2 dieser Vereinbarung. 

(2) Die Berufung der beratenden Mitglieder erfolgt analog zu § 40 Abs. 1 S. 4 GemO durch die 

Gemeinderäte der beteiligten ILEK-Kommunen.  

(3) Jedes Mitglied des Lenkungskreises hat eine Stimme. 

(4) Der Bürgermeister der erledigenden Gemeinde leitet die Sitzungen des Lenkungskreises 

und beruft sie jeweils schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung so oft ein, wie es der Ge-

schäftsgang erfordert, mindestens jedoch einmal halbjährlich. Zwischen dem Zugang der Ein-

ladung zusammen mit den erforderlichen Beratungsunterlagen und dem Sitzungstag müssen 

mindestens 7 Tage liegen. In dringenden Fällen kann die Einladungsfrist unter ausdrücklichem 

Hinweis auf die Eilbedürftigkeit verkürzt werden. Der Lenkungskreis ist unverzüglich einzube-

rufen, wenn 2 Mitglieder die Einberufung unter Angabe der Verhandlungsgegenstände schrift-

lich verlangen. 

(5) Um Entscheidungen im Lenkungskreis zu treffen, müssen die Bürgermeister der beteiligten 

Kommunen hierzu ermächtig sein. Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin jeder beteiligten 

Kommune ist eigenständig für seine/ihre Legitimation zur Entscheidung im Lenkungskreis ver-

antwortlich. Bei einer Übertragung der Zuständigkeit nach § 44 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeord-

nung (GemO), durch die Änderung der Hauptsatzung, entfällt die Einzelgenehmigung durch 

den Gemeinderat der beteiligten Kommune.  

(6) Der Lenkungskreis ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde und mehr 

als die Hälfte der Mitglieder anwesend oder vertreten sind. 

(7) Beschlüsse und Entscheidungen darüber, welche Projektideen und Projekte im Rahmen 

des ILEK „Herz des Markgräflerlandes“ umgesetzt werden sollen und über die Kostentragung 

im Einzelfall erfolgen jeweils einstimmig. Im Übrigen werden Beschlüsse mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gefasst. Beschlüsse können im Umlaufverfahren gefasst werden, 

wenn kein Mitglied des Lenkungskreises widerspricht.  

(8) Der Lenkungskreis entscheidet insbesondere über folgende Angelegenheiten: 

a) Die Umsetzung und Finanzierung eigener Projekte sowie die von den ILEK-Kommunen 

zu tragenden Kostenanteile. 

(b) Die Verwendung verfügbarer Fördermittel (mit Ausnahme des Regionalbudgets). 

(c) Den Abschluss von Dienstleistungs-, Werk- oder Kaufverträgen mit Dritten ab einer 

Wertgrenze von 5.000,00 Euro mit der Maßgabe, dass die am Vertragsabschluss betei-

ligten Mitglieder gesamtschuldnerisch haften.  

(d) Die Gewährung und Festsetzung von Aufwandsentschädigungen.  

Er beschließt außerdem über Arbeitsaufträge an das Regionalmanagement.  

(9)  Der Lenkungskreis bereitet die Entscheidungsgrundlagen für Sitzungen der Gemeinderäte 

der ILEK-Kommunen vor. Soweit diese sich vorab damit befassen müssen. 



(10) Über die Beratungen und Verhandlungen des Lenkungskreises sind Niederschriften durch 

die erledigende Gemeinde zu fertigen, die Angaben zur Anwesenheit, zu Beratungsgegen-

ständen, Beschlüssen und Abstimmungsergebnissen enthalten müssen. Jedes Mitglied kann 

verlangen, dass seine Abstimmung festgehalten wird. Die Niederschriften sind den Mitgliedern 

des Lenkungskreises zuzuleiten. Die Niederschriften sind vom Bürgermeister der erledigen-

den Gemeinde zu unterschreiben. Die Niederschrift ist genehmigt, wenn innerhalb von 14 Ta-

gen nach Zugang der Niederschrift keine Einwendungen durch ein Mitglied des Lenkungskrei-

ses erhoben werden. 

 

§ 4 Regionalmanagement 

(1) Die erledigende Gemeinde beauftragt nach Beschlussfassung durch den Lenkungskreis 

ein Regionalmanagement. 

(2) Der Regionalmanager/die Regionalmanagerin bereitet die Sitzungen des Lenkungskreises 

in Abstimmung mit der erledigenden Gemeinde vor und nimmt beratend an den Sitzungen teil.  

(3) Ist für eine Entscheidung des Lenkungskreises eine vorherige Beschlussfassung der Ge-

meinderäte der ILEK-Kommunen notwendig, so sind die entscheidungsrelevanten Unterlagen 

so rechtzeitig den beteiligten Gemeinden zuzuleiten, dass eine Behandlung und Entschei-

dungsfindung in den jeweiligen Gemeinderäten vor der Sitzung des Lenkungskreises möglich 

ist. 

 

§ 5 Regionalbudget 

(1) Über die Verwendung des Regionalbudgets wird zu einem späteren Zeitpunkt ein rechtli-

cher Rahmen geschaffen. Dieser ist nicht Bestandteil der Vereinbarung. 

 

§ 6 Finanzierung von Projekten 

(1) Zur Finanzierung der vom Lenkungskreis beschlossenen Projekte sind vorrangig alle staat-

lichen Zuschussprogramme sowie sonstige Zuschüsse und Beiträge oder sonstige betriebs-

wirtschaftliche Möglichkeiten auszuschöpfen. Soweit die sonstigen Erträge zur Deckung des 

Finanzbedarfs nicht ausreichen, haben die ILEK-Kommunen die Kosten entsprechend der 

vom Lenkungskreis für das jeweilige Projekt beschlossenen Kostenanteile zu tragen. 

(2) Die Bürgermeister der ILEK-Kommunen verpflichten sich, die dafür erforderlichen kommu-

nalrechtlichen und gemeindewirtschaftsrechtlichen Voraussetzungen herbeizuführen. 

(3) Die anfallenden Verwaltungskosten der erledigenden Gemeinde werden entsprechend des 

jeweiligen Bevölkerungsanteils der ILEK-Kommune an der Gesamtbevölkerung der drei ILEK-

Kommunen ausgeglichen. Hierfür hat die erledigende Gemeinde jeweils jährlich eine Abrech-

nung der anfallenden Verwaltungskosten vorzulegen. Vorauszahlungen werden nicht verein-

bart. 

 



§ 7 Laufzeit/Kündigung 

(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Umsetzung der Projekte aus dem ILEK „Herz 

des Markgräflerlandes“ wird für die Dauer von sieben Jahren, ab dem Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Vereinbarung, geschlossen. 

(2) Mit Zustimmung aller ILEK-Kommunen kann diese Vereinbarung jeweils um ein Jahr ver-

längert werden. 

(3) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung kann nur aus wichtigem Grund mit einer Frist von 

einem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. Eine Kündigung ist schriftlich 

gegenüber den ILEK-Kommunen zu erklären. Bei Kündigung dieser Vereinbarung wird die 

Zusammenarbeit beendet.  

(4) Im Falle der Kündigung werden vorhandene Mittel nach dem Verhältnis der zum Zeitpunkt 

der Auflösung geltenden Kostenanteile auf die ILEK-Kommunen verteilt. Die ILEK-Kommunen 

können einvernehmlich eine andere Vereinbarung über die Verteilung der Mittel treffen. 

(5) Falls noch Verpflichtungen aus der Zusammenarbeit fortbestehen, werden solche bis zum 

Auslaufen anteilig abgewickelt. Im Übrigen erfolgt eine Abwicklung der beendeten Zusammen-

arbeit durch den Lenkungskreis in seiner vor der Beendigung gültigen Besetzung. 

 

§ 8 Inkrafttreten, Genehmigung, Bekanntmachung 

(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbe-

hörde 

(2) Die ILEK-Kommunen haben die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zusammen mit der 

rechtsaufsichtsbehördlichen Genehmigung nach den für ihre Satzungen geltenden Vorschrif-

ten öffentlich bekannt zu machen.  

(3) Die Vereinbarung wird am Tage nach der letzten öffentlichen Bekanntmachung nach Ab-

satz 2 rechtswirksam. 

 

§ 9 Schriftform 

Die Änderung und die Aufhebung dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bedürfen der 

Schriftform. Sie sind nur im Einvernehmen aller ILEK-Kommunen möglich. Auf die Genehmi-

gungspflicht nach § 25 Abs. 5 GKZ wird entsprechend verwiesen. 

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden oder die Vereinba-

rung eine an sich notwendige Regelung nicht enthalten, so berührt dies die Wirksamkeit der 

Vereinbarung im Übrigen nicht. Die Parteien verpflichten sich, zur Ersetzung einer unwirksa-

men oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke, eine recht-

lich zulässige Bestimmung zu vereinbaren, die so weit wie möglich dem entspricht, was die 

Parteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck der Vereinbarung gewollt hätten, wenn 



sie die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit der betreffenden Bestimmung bzw. die Rege-

lungslücke erkannt hätten. Dabei sind insbesondere die Bestimmungen des GKZ zu berück-

sichtigen. 

 

Für die Gemeinde Bad Bellingen Bürgermeister Dr. Carsten Vogelpohl 

Für die Gemeinde Schliengen Bürgermeister Dr. Christian Renkert 

Für die Stadt Kandern Bürgermeisterin Simone Penner 

 

 

Diese Vereinbarung wurde mit Schreiben vom 04.10.2023 vom Landratsamt Lörrach ge-

nehmigt. 


